
509 der Beilagen zu denstenographischenProtokollen des Nationalrates VIII. GP. 

Bericht 
des Verfassungsausschusses 

über die Regierungsvorlage (459 der Bei­
lagen): Konvention zum Schutze der Men­

schenrechte und Grundfreiheiten. 

Die vorliegende Konvention wurde am 4. No­
vember 1950 in Rom von den Außenministern 
der Mitgliedstaaten des Europarates unterzeich­
net und ist am 3. September 1953 in Kraft ge­
treten. Das Ministerkomitee des Europarates hat 
ferner den Wortlaut eines' Zusatzprotokolls zu 
,dieser Konvention angenommen, das am 18. Mai 
1954 in Kraft getreten ist. Mit Ausnahme Frank­
reichs und Osterreichs sind gegenwärtig sämtliche 
Mitgliedstaaten des Europarates Mitglieder der 
Konvention und des Zusatzprotokolls. 

In den beiaen Vertragsinstrumen ten sind die 
Mitgliedstaaten des Europarates übereingekom­
men, die Rechte und Freiheiten, die die Grund­
lagen einer ,demokratischen Gesellschaftsordnung 
bilden, einer internationalen Kontrolle zu unter­
stellen. Die in der Konvention niedergelegten 
Rechte und Freiheiten umfassen das Recht auf 
Leben, das Verbot der Folterung und unmensCh­
lichen Behandlung, das Verbot von Sklaverei und 
Zwangsarbeit, das Recht auf Freiheit und Sicher­
heit der Person, das Recht auf rechtliches Gehör, 
den Schutz gegen die rückwirkende Geltung von 
Strafgesetzen, das Recht auf Achtung des Privat­
lebens, die Gedanken-, Gewissens- und Religions­
frei'heit, das Recht auf freie Meinungsäußerung, 
die Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, das 
Recht auf Eheschließung und das Recht auf wirk­
same Abhilfe bei Verletzung dieser verbürgten 
Rechte und Grundfreiheiten. Durch das Zusatz­
protokoll zu diesem Abkommen wird das Recht 
auf Eigentum, das Recht auf Bildung und das 
Recht 'der Eltern auf Bestimmung der Erziehung 
ihrer Kinder sowie das Recht auf freie und ge­
heime Wahlen geschützt. 

Zur, Sicherung der in der Konvention und am 
Zusatzprotokoll festgelegten Rechte und Frei­
heiten bedarf es unparteiischer internationaler 
Organe, die im Fall einer Verletzung der Ver-

tragsverpflichtungen angerufen werden, können. 
Artikel 19 der Konvention setzt hiefür die Euro­
päische Konvennion für Menschenrechte und den 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte ein. 
Die Europäische Kommission für Menschenrechte 
übt bereits ihre Funktionen aus. Der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte bedarf zu seiner 
Konstituierung der Erklärung von mindestens 
acht Vertragsstaaten, seine Gerlichtsbarkeit als 
obligatorisch anzuerkennen. Osterreich wird vor­
aussichtlich der siebente Staat sein, der eine solche 
Erlklärung abgibt. 

Die Konvention räumt jeder einzelnen natür­
lichen Person, nichtstaatlichen Organisation oder 
Personenvereinigung das Recht ein, den Staat 
wegen einer Verletzung der in der Konvention 
und im Zusatzprotokoll festgelegten Menschen­
rechte und Grundfreiheiten zu belangen \lnd 
schafft - nach Erschöpfung des innerstaatlichen' ' 
Rechtszuges - eine übernat}onale Ins.tanz zum 
Schutze der Menschenrechte und, Grundfrei­
heiten. Dieses Individualpetitionsr;cht ist eine 
völlig neuartige Einrichtung im internationalen 
Leben. Das Individualpetitionsrecht soll aller­
dings nur gegenüber jenen Staaten wirksam 
werden, die eine ausdrückliche Erklärung ab­
gegeben haben, daß sie dieses Recht des einzelnen 
gegen sich gelten lassen wollen. Die österreichische 
Bundesregierung beabsichtigt, bei Hinterlegung 
der Ratifikationsurkunde diese Unterwerfungs­
erklärung vorerst befristet für einen Zeitraum 
von drei Jahren abzugeben. 

Der Europäische Gerichtshof für Menschen­
rechte soll jene Fälle behandeln, die von der 
Kommission nicht geschlichtet werden können. 
Das Recht vor dem Gerichtshof aufzutreten 
haben ausschließlich die Vertragsstaaten und die 
Europäische Kommission für Menschenrechte, 
nicht aber natürliche Personen, nichtstaatliche 
Orgaruisationen oder Personenvereinigungen. 
Deren Beschwerden können nur mittelbar im 
Wege über die Kommission an den Gerichtshof 
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herangetragen werden. Die Verbindlichkeit der 
Entscheidung des Gerichtshofes tritt nur auf 
Grund einer ausdrücklichen Annahmeerklärung 
des Vertragsstaates ein. Auch in diesem Fall be­
ab&ichtigt die österreichische Bundesregierung, 
vorerst befristet auf drei Jahre, die Annah.me­
erklärung auszusprechen. 

Die in der Konvention und dem Zusatzproto­
koll geschützten Rechte und Grundfreiheiten sind 
durch die österreichische Rechtsordnung schon 
seit längerer Zeit im wesentlichen gewährleistet. 
Die durch d1ie österreichische Verfassungsrechts­
ordnung geschützten Grund- und Freiheitsrechte 
gehen sogar zum Teil 'noch darüber hinaus. 

Durch die Ratifikation der Konvention und des 
Zusatzprotokolls üb~rnimmt die Republik Öster­
reich die Verpflichtung, seine innerstaatliche 
Rechtsordnung den Vorschriften der Konvention 
und des Zusatzprotokolls, soweit es überhaupt 
erforderlich ist, anzupassen und in Hinkunft 
keine ReChtsvors,chriften zu erlassen, durch welche 
die in der Konvention und im Zusatzprotokoll 
geschützten Rechte und Grundfreiheiten beein­
trächtigt werden. Da es sich bei den Grund- und 
Freiheitsrechten um Rechte 'handelt, die zum 

Dr. Kranzlmayr 
Berichterstatter 

Bestandteil des Verfassungsrechtes gezählt werden 
und daher Rechtsvorschriften auf diesem Gebiet 

-stets in der Form von Bundesverfassungsgesetzen 
erlassen werden, stellt diese Verpflichtung in 
erster Linie auch eine Bindung des Bundesverfas­
sungsgehers dar. Die Konvention und das Zusatz­
protokoll bedürfen daher gemäß Artikel 50 des 
Bundes-Verfa~sungsgesetzes inder Fassung von 
1929 der Genehmigung des Nationalrates mit der 
in Artikel 44 Absatz 1 des Bundes-Verfassungs­
gesetzes vorgesehenen Mehrheit. 

Der Verfassungsausschuß hat die Regierungs­
vorlage in seiner Sitzung vom 3. Juli 1958 ein­
gehend beraten. In dei Debatte sprachen außer 
dem Berichterstatter die Abgeordneten M a r k, 
Dr. P f e i f e r, Dr. Mi g s eh und S e bin ger. 
Bei der Abstimmung wurden das Abkommen und 
das Zusatzprotokoll einstimmig angenommen. 

Der Verfassungsausschuß stellt den An t rag, 
der Nationalrat wolle der vorliegenden Konven­
tion und dem Zusatzprotokoll (459 der Beilagen) 
die verfassungsmäßige Genehmigung erteilen. 

Wien, am 3. Juli 1958 

Probst 
Obmann 
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